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Courant.

i» n d Land.

Sechster Jahrgang.

Sonnabend , 21 . October . 1848 . 8L.

Landtagsverhandlungen.

Den 17 . und 18 . October.

Nach zweitägigen heftigen Kämpfen , wie sie we¬
der bei der Frage über indirectc Wahlen noch bei der
Betofrage vorgekommen sind , ward der Art . 57 .,
welcher von dem Steuer - und Abgabenwesen , von
der gleichmäßigen Heranziehung Aller und Aufhe¬
bung der bestehenden Befreiungen handelt , mit ver¬
schiedenen wesentlichen Aenderungen angenommen,
auf welche wir gleich unten weiter zurückkommen.

Bei der Debatte gaben sich zwei prinzipiell ver¬
schiedene Richtungen und Auffassungen kund ; wir
wollen sie die konservative und die radikale Seite

nennen . Elftere ward von den Jevcrschen Abgeord¬
neten , letztere vornehmlich von den Abgeordneten aus
dem Münsterlande und theilweise aus dem Butjadin-
gerlande vertreten.

In erstgedachtcr Auffassung ward vorgctragen
(Ehrentraut ) : man müsse das alte Abgabensystem
bestehen lassen , sowohl für die Gegenwart wie für
die Zukunft , und die neuen Bedürfnisse der Zeit durch
eine Einkommensteuer zu decken suchen . Das sei das
Einfachste und verwirre die Verhältnisse am wenigsten.
Man dürfe nicht einen Raub an dem Besitze begehen,
dessen Heiligkeit Savigny so überzeugend dargelegt
habe . Man dürfe nicht wie der h. Crispin aus frem¬
dem Leder Riemen schneiden , oder , um mit dem Dich¬
ter zu reden , wie Brennus in der rohen Zeit den
Degen in die Wagschale der Gerechtigkeit werfen.

Einst habe auch die Französische Nationalversamm¬
lung über die Entdeckung der Guillotine gelächelt,
aber die Zeit der Rache sei gekommen . Sie könne
auch kommen für das jetzige Beginnen , nicht von
Seiten der jetzt Beraubten , sondern von Seiten der
Nichtbesitzenden , ^ v . Thünen  wollte die Sache
erst genauer untersucht haben , zeigte an vielen ein¬
zelnen Beispielen die Verwickelung in der Ausfüh¬
rung , warnte vor Uebereilung , vor Schritten , die
man nachher bereuen müsse. Müller  vcriheidigte
das s. g. Ausgleichnngsprinzip , d. h. er suchte zu
zeigen , daß die auf Grund und Boden ruhenden
Lasten im Laufe der Zeit ihr Drückendes bereits ver¬
loren hätten . Dannenberg  vertheidigte das
Rechtsprinzip der unvordenklichen Verjährung , hielt
cs für Unrecht , diejenigen gleich heranzuziehe » , „ die
man kriegen kann " , und diejenigen freizulassen , „ die
man nicht kriegen kann " (d. h. die blos unrichtig zu
Register stehenden Besitzer ) . Man dülfe nicht den
pflichtigen Bauernstand auf Kosten der Befreiten be¬
günstigen , nicht so kühne Griffe in die Vermögens-
Verhältnisse thun , denn cs könnten andere Klassen
mit noch kühneren Griffen kommen.

Von der anderen Seite dagegen (Selckmann,
Wibel  I . *) , Lindemann, Pan cratz  rc .) ward her-

") Bei der von Wibel I . durch Berufung auf die Deich¬
verordnung von 1681 und 1839 versuchte» Deduction für die
hier vorliegende Frage wurden fortwährend Deich - und Staats¬
lasten verwechselt . Das Deichrecht und die daraus hervorgehen¬
den Lasten haben eine ganz eigenthümliche Geschichte.
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vorgehobcn, daß man auch nichts Anderes wolle als
Gerechtigkeit, aber zur richtigen Beurtheilung der
Sache müsse man den privatrechtlichen Gesichtspunkt
aufgebcn und den staatsrechtlichen ins Auge fassen.
Man habe die persönlichen Unterschiede aufgehoben,
um die Freiheit zu schaffen, man dürfe nun aber
nicht den Sachen die Freiheiten fortan noch ankleben
lassen. ' Welche Veränderungen im Privatverkehr mit
den Sachen durch Uebergang von der einen Hand in
die andere vorgcnommcn seien, das ginge den Staat
nicht? an; das Staatsleben entwickele sich selbststän¬
dig. — Lüerßen  forderte unbedingte und unentgelt¬
liche Aufhebung aller Steuerbefreiungen im Namen
der Gerechtigkeit und Menschlichkeit; während Bra¬
ver  Alles nach den Grundsätzen des gesunden Men¬
schenverstandes rcvidirt wissen wollte. — Barg-
man  n bemerkte, daß, wenn man für die Vergangen-
heit die Freiheit und für die Zukunft eine Kapital-
Entschädigung gewähre, nirgends ein Fortschritt und
eine Steuergleichheit zu finden sei. Unmöglich dürfe
man als Recht proklamiren, waS man seit Jahrhun¬
derten als Unrecht bekämpft habe. Heye  endlich,
der verschiedene schreiende Beispiele von Ungleichhei¬
ten anführte, tröstete damit, daß die Versammlung
schon tiefere Schnitle in das Eigenthum gethan hätte,
als jetzt beantragt seien.

Auch wir schließen unS dieser letzteren Auffassung
der Sache an. Wenn man nicht, wie die Franzosen
in der Nacht vom 4. August 1789 lhaten, die Pri¬
vilegien freiwillig auf dem Altäre des Vaterlandes
nicdcrlegen will, so laßt unS die Freiheit dadurch
ehren, daß wie die Freiheiten aufheben. In dem
ewigen Rufen nach Freiheit liegt noch kein freier
Sinn . Auch Opfer bringen — ist Freiheit. Als
vor Kurzem der Preußische Minister Hansemann die
unentgeltliche Aufhebung aller Grundsteuer-Befreiun¬
gen beantragte, bemerkte er: die Maßregel sei nicht
sowohl durch finanzielle Rücksichten, sondern wesent¬
lich durch eine höhere politische und moralische Noth-
wendigkeit geboten. Das in den Steuer-Ungleichhei¬
ten liegende Unrecht hätten Jahrhunderte nicht aus¬
zulöschen vermocht, und daö Fortbestehen derselben
führe immer zu der irrigen Annahme, als ob cs noch
bevorzugte Stände gebe.

Nachdem am Schluffe der Debatte eine Menge
einzelner Anträge theilS angenommen theils verwor¬

fen wurden, hat der Art. 57. nunmehr folgende Fas¬
sung erhalten.

Art. 57.
Das bestehende Steuer - und Abgabenwesen soll

untersucht und gesetzlich neu geordnet werden.
Alles steuerbare Vermögen und Einkommenist

der Besteuerungzu Zwecken des Staats und der
^Gemeinde unterworfen. ' Ausgenommen sind

1) die Großherzoglichen Schlösser mit ihren Neben¬
gebäuden und Gärten,

2) die dem Gottesdienste gewidmeten Gebäude und
die Begräbnißstätten.

Andere nothwendige Ausnahmen bleiben der Ge¬
setzgebung Vorbehalten.

Alle Freiheiten und Begünstigungenin Staats¬
und Gemeindelasten sind hinsichtlich der Staatslasten
mit dem 1. Januar , hinsichtlich der Gemeindelasten
mit dem 1. Mai 1849 aufgehoben*).

Nur ausnahmsweise und nur für solche Freihei¬
ten und Begünstigungen, für welche dem Staate,
beziehungsweise der Gemeinde erweislich etwas ge¬
zahlt ist oder wird, soll nach einem zu erlassenden
Gesetze Entschädigunggeleistet werden. (Angenom¬
men mit 20 gegen 10 St .)

Alle Kommunallasten werden vom 1. Mai 1849
an nach Dcichbänden, Vogteien, Sielachten, Kirch¬
spielen, Schulachten und sonstigen Gemeinden, denen
sie zu leisten sind, nachbargleich vertheilt. (Ange¬
nommen mit großer Stimmenmehrheit.)

In den an den Staat zu zahlenden Steuern
werden vom 1. Januar 1849 an die bisherigen Freien
nach dem Fuße der ihnen schon obliegenden addizionel-
len Kontribuzion*) den Pflichtigen gleichgesetzt(mit
20 St . gegen tO angenommen).

Wir hoffen und wünschen, daß der Artikel in vor¬
stehender Fassung die Zustimmung der Staatsregierung
erhalten werde. Der Ertrag der dem Staate zu zahlen¬
den Grundsteuer wird sich übrigens darnach muth-
maßlich um mindestens 90,000 H jährlich vergrößern,
also um eine Summe , mit welcher unsere gesammte

' ) Angenommen gegen drei Stimmen (Dannenberg, Eh¬
rentraut, Müller).

—) Hier mutz die in einigen Landestheilen die Stelle der
add. Kontrib. vertretende Abgabe hinzugefügt werden.



Staatsschuld verzinset , wo nicht amortisirt werden
kann.

Zwar könnte man einwenden , daß die addizio-
nelle Kontribuzion sehr ungleich vertheilt sei und
deshalb auch darnach eine Heranziehung der Freien
nicht geschehen dürfe . Dieser Einwand verliert aber
sein Gewicht , wenn man erwägt , daß die Heranzie¬
hung in dieser Weise nur vorläufig auf einige Jahre
bis zur vollständigen Umlegung der Grundsteuer ge¬
schehen soll , daß die Pflichtigen unter derselben Un¬
gleichheit leiden und daß man nicht das Gute verab¬
säumen darf , wenn man das Beste nicht sofort
erreichen kann.

Den 19 . Oktober.

Der Art . 58 ., unter Weglassung des zweiten Ab¬
satzes , ward unverändert angenommen , jedoch dabei
der Wunsch zu Protokoll gegeben , daß die Staats¬
regierung mit der Organisation der Vvlkswehr nicht
eher vvrschrciten möge , als bis die von Frankfurt zu
erwartenden , auch in dieser Hinsicht maßgebenden
Bestimmungen erlassen worden.

Hiemit wurden die Verhandlungen über den wich¬
tigen Abschnitt deS Entwurfs , der von den Grund¬
rechten  handelt , geschlossen . Es ward sodann ein
Antrag des Abgeordneten Linde mann  debattirt,
dahin gerichtet:

»Schäden , welche von einem Staatsdiener als
Beamten oder in Ausübung seines Amtes durch
Verbrechen , Vergehen oder zurechnungsfähige Ver¬
schuldung veranlaßt find , muß der Staat dem Be¬
schädigten erstatten , wenn der Ersatz von dem
Schuldigen gar nicht oder nur schwierig zu erlan¬
gen ist."

Der Antrag ward nach einer längeren Besprechung
gegen 7 Stimmen abgelehut.

Die Verhandlung ging sodann über zum XII. Ab¬
schnitt „ Von der Gewähr der Verfassung " . Die
Art . 198 , 199 und der regierungsseitig vvrgeschlagene
Zusatz wurden fast ungeändert angenommen . Der
Art - 200 ward wesentlich in dem Sinne abgcändert,
daß der Huldigungscid und daher auch die in jenem
Artikel geschehene Umschreibung desselben wegfallen
solle . Die Artikel 201 bis 207 wurden mit unwe¬
sentlichen Zusätzen angenommen.

Plan der Gewerbeschule.

Unterklasse . Oberklasse.

Sonntag Vormittag
von 8 bis 10 Uhr:

Rechnen und Schreiben . Zeichnen,
von 10 bis 12 Uhr:

Zeichnen . Zeichnen.
Sonntag Nachmittag

im Winter von 1 bis 3 Uhr,
im Sommer von 2 bis 4 Uhr:

Zeichnen . Geometrie , Naturlehre,
(Zugleich für eine Abthei - Technologie,

lung der Oberklassc .)
Montag Abend  von 7 '^ bis 9 '^  Uhr:

Rechnen und Schreiben . Deutsche Sprache und
Aufsatz.

Dieser Schulplan ist in der Versammlung deS
Handwerkervereins am Montag den 16 . Oktober ein¬
stimmig angenommen worden.

Die Meister sind aufgefordert zu erklären , an
welchen der Stunden sie ihre Lehrlinge Thcil neh¬
men lassen wollen . Diese sind demnach durch den
vorliegenden Schulplan nicht gehindert , die Kirche zu
besuchen . Uebrigens läßt der Schulplan das Turnen
vermissen : doch ist zu hoffen , daß auch für diesen
nvthwendigen Gegenstand sich Zeit finden wird , zu¬
mal da die Turnstunde füglich nach 8 Uhr Abends
verlegt werden kann.

Deutscher Volksverein.

Versammlung vom 14 . Oetober 1848 , Abends 7 Uhr.

Nach Vorlesung des über die letzte Versammlung aufge¬
nommenen Protokolls legte der Vorstand

1) einen Aufruf des Vereins an unsere Mitbürger außer¬
halb Oldenburgs vor . Derselbe wurde wie vorgclegt ange¬
nommen , und seine Verbreitung durch die Anzeigen beschlossen;

2 ) wurde der Entwurf einer an unseren Landtag zu er¬
lassenden Adresse vorgelcgt.

Derselbe wurde wie vorgelegt angenommen , jedoch der
Zusatz beschlossen: Der Landtag möge Sorge tragen , daß so¬
fort  von unserer gesetzgebenden Gewalt ein Ausspruch in dem
Sinne erfolge , daß jedes von der Ncichsgewalt , durch die von
dieser dazu bestimmten Organe erlassene Gesetz lediglich durch
diese Erlassung Gesctzkraft bei uns erhalte . Ferner möge der
Landtag die Regierung veranlassen , daß alle Reichsgesetze in
unserem Gesetzblatte abgedruckt würden;
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3) legte der Vorstand einen Entwurf zu einer Adresse an
die Nazionalversammlung vor, welcher einstimmig angenommen
wurde. (S . die vorige Nummer).

Es wurde beschlossen: der Vorstand habe dieselbe mit ei¬
nem Bcglcitungsschreiben, dessen Fassung ihm zu überlassen

sei, an unsere8 Abgeordneten in Frankfurt zu senden, damit
diese die Adresse der Versammlungüberreichte». In dem
Schreiben möchten die Abgeordneten zugleich von dem Dasein
des Vereins und dem Wunsche desselben in Kcnntniß gesetzt
werden, mit ihnen in lebendigem Verkehre zu stehen.

Kleine Chronik.
Am 10. October segelte der Schiffer Marten Frecsc von

Hookflcl mit folgenden Personen: 1) dem Schneidermeister
H. E. Jürgens, etwa 60 Jahre alt, verhcirathet, ohne Kinder,
2) dem Bovtführcr Johann Friedrich Lohmann, etwa 8ü Jahre
alt, verhcirathet, Vater von 3 Kindern, 3) dem Wirth und
KaufmannJohann Friedrich Stoffcrs, etwa 28 Jahre alt,
verhcirathet, Vater eines Kindes, 4) dem zweiten Lehrer der
Hvoksicler Schule, E. E. Hellmers aus Stollhamm, 26 Jahre
alt, 3) dem etwa 13jährigcn Knaben Johann Georg Dudden,
einem Stiefsohn des obengenannten Stoffers, sämmtlich zu
Hooksicl wohnhaft. Das Ziel der Reise war die Butjadinger
Küste. Bald nach der Abreise kamen heftige Wetterschauer.
Von Hookstel aus sah man, daß das Schiff in der Jade sich
vor Anker legte. Später war cs aber aus dem Gesichte ver¬
loren. — Die folgende Nacht war eine recht stürmische. —
Am Morgen des 11. d. M. sah man am Rande der Jade,
zwischen dem Krildumcr und Horumer Siel , ein gestrandetes
Fahrzeug liegen. Von Hooksiel fuhren sofort einige Schiffer
dorthin, welche in dem gestrandeten Schiff das des Martin
Frecsc erkannten. Das Schiff.lag halb mit Sand und Wasser
gefüllt, mit dem Anker an Bord, und noch thcils aufgezogenen
zerrissenen Segeln in der Brandung der sog. Jadckante. Ein
kleines Boot, das sich bei dem Schiffe befand, fehlte. Noch
hoffte man, daß die Mannschaft sich in diesem Boote gerettet
haben könnte, allein bis zum 13. d. M. hatte man in Hook¬
siel von derselben keine Nachricht, die Leiche des Schneidermei¬
sters Jürgens wurde an der Küste gefunden— und jo bleibt
wohl kein Zweifel, daß Sämmtlichc ihr Grab in den Wellen
gefunden haben.

Der größte Theil der Oldenb . Bürgerwchr
hat sich entschlossen, auch fernerhin im Dienste zu bleiben. —
Durch die neu cinzurichtendc strengere Organisation, durch Ver¬
minderung der Manchen so lästige» Ererciticn, durch häufiger
angcstelltc Schießübungen wird hoffentlich der bereits ermattete
Eifer von Neuem erweckt werden. —

Die Furcht vor der Cholera  ist hier in Oldenburg
so ziemlich geschwunden. Außer einem jedoch noch zweifelhaf¬
ten Cholerafalle, der mit dem Tode des Kranke» endete, hat
sich weiter keine Spur von jener Krankheit gezeigt.

Die bewaffnete Neutralität der Frankfurter
Bürgerwchr. — Wir lesen in der Oberpostamtszeitung in
einem Frankfurter CorrespondcnzartikelFolgendes: „Ein Cor-
respvndcnzartikcl von Stuttgart enthält die Worte: „Die

Frankfurter Bürgerwehr sei nicht erschienen, wo cs galt, sich
der Ehre, Waffen zu tragen, würdig zu zeigen." — Hierzu
folgende kurze Erläuterung: Am Montag früh war die Bür-
gcrwchr nicht kvnunandirt, weil man nach der erschienenen
Proklamation glauben mußte, daß die bereits anwesenden öster¬
reichische» und preußischen Truppen hinrcichcn würden, die Si¬
cherheit zu erhalten. Von gewisser Seite hatte man alles
Mögliche gcthan, um die Meinung zu verbreiten, als handle
cs sich lediglich um die Vcrthcidigung politischer Ansichten
hinsichtlichder Waffcnstillstandsfragc. Wenn nun auch jeder
einzelne Bürgcrwchrmann noch so lebhaften Antheil an der
Politik nimmt, so darf doch die Bürgerwehr , als
solche , gewiß unter keiner Bedingung ihre poli¬
tische Neutralität verlassen , um für eine Partei
ins Feld zu ziehen . " Der Eingangs erwähnte Stuttgar¬
ter Vorwurf wird demnach als ein ungerechter bezeichnet, und
ist es wirklich nach dieser neuen und schöne», ihrem Erfinder
alle Ehre machenden Theorie der bewaffneten Neutralität der
Frankfurter Bürgerwchr, während eine Partei der National¬
versammlung wegen ihrer politischen Ansichten und Verhaltens
etwa abgcschlachtet wird.

Offener Brief  des bayerischen Abgeordneten Adolf
v. Zcrzog  an seine Wähler. — Ihr habt Euch meiner gegen
einen unwürdige» Angriff angenommen. Das freuet mich und
ich danke Euch! — nicht weil ich meine Vcrthcidigung groß
nöthig fand, sondern weil ich und Andere doch sehen, daß ich
von vernünftigen Leuten gewählt bin.

Es ist jetzt Mode, daß die Wähler (und wer sich gerade
einbildct, daß er auch habe einer sein sollen) in ihren Abge¬
ordneten hincinschrcicn: „Du mußt ja ! sagen" und die anders
her in den ihrigen: „Du mußt nein!  sagen". Häufig kommts
auch vor, daß die Hälfte cs so haben will und die Hälfte
anders. — Das ist nun eine Narrcnwirthschaft, worüber uns
andere Nationen auslachen und die bösen Buben sich freue».
Wo Männer wählen, werden sic einen Mann  wählen; und
der braucht keine andere Instruktion, als: B'hüt dich Gott und
bleib' fein gesund!

Ich wurde nie nach Anderem fragen, als nach meinem
Gewissen und am allerwenigsten nach Leuten, die Alles  wis¬
sen, — nur nicht das, was sie wollen, wie die Volksver¬
sammlung zu Ncuhvf. Habt nochmals Dank und lebt wohl!

Kirchennachricht.
Sonntag , den 22 . Oclober predigen in der Lambertikirchc
Frühpredigt: Herr Pastor Grevcrus. Ans. 8 Uhr.
Hauplpredigt: „ Kirchenrath Clauffen. „ 9 '/!, „
Nachm.-Pred. : „ Pastor Gröning. „ 2 „

Rcdactcur: I . Bartelmann. Verlag und Schnellpreffendruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Stadt « n Land.
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Landtagsverhandlungen.

Den 20. und 21. October.

ES war eine mit vielen Unterschriften versehene
und an das StaatSmiuisterium gerichtetePetition in
Betreff der zu gründendenDeutschen Marine einge¬
kommen, damit der Landtag Kenntniß davon nehme
und auch seinerseits die Petition zur Berücksichtigung
empfehle. Nach dem Inhalte der Vorstellungward
die Staatsregicrung dringend ersucht, bei der beab¬
sichtigten Schöpfung einer Deutschen Marine, Deut¬
scher Seehafen rc. in eifriger Förderung der allge¬
meinen Sache auch dasjenigeOldcnburgische Parti-
kular-Zntcresse zu wahren, auf welches unsere Flüsse,
unser Meerbusen, unsere scelustige und seetüchtigeBe¬
völkerungschon hinwicsen.

Unsere Regierung hat sich, wie wir hören, schon
im Sommer erboten, eine Dampscorvetteund ein
Kanonenbootauf eigene Kosten zu bauen, falls ihr
von Frankfurt die nöthigcn Risse zugesendet würden.
Was darauf erfolgt ist, wissen wir nicht. Uebrigcns
sind unsere Abgeordneten in Frankfurt hinlänglich
mit dem nöthigcn Material versehen, um auch dort
Oldenburgs Interesse in dieser Beziehungzu vertre¬
ten, und können um so entschiedener auftreten, als
hier unser besonderes Interesse mit dem allgemeinen
deutschen zusammenfällt. Denn an Jade, Weser und
Elbe müssendie Kriegshäfen der Nordsee erstehen,
und unser Scevolk weicht keinem; und ist bisher
auch noch seine Kriegstüchtigkcit zur See nicht er¬

probt, so haben wir doch vollen Grund, zu erwarten,
daß eine kurze Uebung dasselbe jedem Gegner ge¬
wachsen mache.

Sodann beschäftigte sich der Landtag mit den
Art. 208 u. ff-, sowie mit der zugehörigen Anlage II.,
betreffenddie Minister- Verantwortlichkeitund Ein¬
richtung und Kompetenz eines Staatsgcrichtshofcs.
Wer das 3 Finger dicke Werk des jetzigen Reichs-
justizministcrS von Mohl  über diese Angelegenheit
gelesen hat, der wird wissen, daß es im Staatsrcchte
und in der Rechtswissenschaftkein schwierigeresPro¬
blem zu lösen giebt, wie denn auch die Franzosen cs
bis hiezu noch nicht zu einem Gesetze darüber ge¬
bracht haben. In England macht sich die Sache
durch die Praxis und in Deutschlandhat sie sich bis¬
her gar nicht gemacht. Der Landtag ging über die
dabei verkommenden Fragen leicht hinweg und konnte
dies auch um so eher, da hoffentlich die Sache un-
practisch werden wird, indem ohne Zweifeleins der
nächsten Rcichsgesctze die Einrichtung des Reichsge¬
richtshofes betreffenwird. Dadurch wird auch die
hiesige Negierung der Verlegenheit enthoben, in welche
sie durch den Beschluß des Landtags auf alsbaldige
desfälligeGesetzvorlage gesetzt werden könnte.

Fürst Lychnowsky.
Fürst Felix Lichnowsky,  Graf zu Werden¬

berg rc. wurde geborenam 15. April 1814. Seine
Erziehung und wissenschaftlicheBildung erhielt er
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